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In der Schweiz wurden seit 2022
sieben Todesfälle und 34 hospi-
talisierte Fälle von Listeriosever-
zeichnet, die alle auf den gleichen
Bakterienstammzurückzuführen
sind. Vor allem für ältere Men-
schenundPersonenmit Immun-
schwäche sindListerien in erhöh-
ter Konzentration gefährlich. Bei
schwangeren Frauen können sie
zu Fehl- undTotgeburten führen.

Lange tappten die Behörden
im Dunkeln, erst über ein Jahr
später wurde die Listerienquelle
entdeckt: in einer Hefefabrik in
Stettfurt TG. Dies zur Überra-
schung vieler. Bis dahin ging die
Fachwelt davon aus, dass Liste-
rien inderHefekeinProblemsind.
Obwohl der Firma strengeMass-

nahmen auferlegtwurden, traten
in derSchweizweiterhin Erkran-
kungenmitdemselbenBakterien-
stammauf.MancheExpertenver-
muten, dass diese Fälle auf ein-
gefrorene Hefe zurückzuführen
seien. Andere mutmassen, dass
eswomöglich eine zweite Quelle
in der Schweizer Lebensmittel-
industrie gibt. Unklar bleibt zu-
dem, ob die Listerienkonzentra-
tion in der Hefe ausgereicht hat,
umeine Erkrankung auszulösen.

Die besagte Hefefabrik hat
die Listerienbakterien bereits
2022 bei einer Selbstkontrolle
entdeckt. Doch weil es keine
behördlichen Richtlinien dazu
gab,wurde der Fall nicht publik.
Mit einer Meldepflicht, so Ex-
perten, hätten sich womöglich
die Ansteckungen verhindern
lassen. Seite 4, 5

Sieben Tote
durch Listerien:
Ermittler
stehen vor
einemRätsel
Lebensmittel In einer Schweizer Hefefabrik
finden Behörden ein potenziell tödliches
Bakterium. Experten sind beunruhigt.

Belletristik DieBestsellerautorenBenjaminvonStuckrad-Barre (links)
undMartinSutersinddasberühmtestePaar imdeutschsprachigen
Literaturbetrieb. Jetzt sind sie zusammenaufTour.Wirhabendiebeiden
füreinBeziehungsgesprächgetroffen. DasMagazin Foto: Joël Hunn (Diogenes-Verlag)

Österreich Nach der Notlandung
einer Swiss-Maschine in Graz
steht die Untersuchungsstelle in
der Kritik. Ende letzten Jahres
starb ein Flugbegleiter im Spital,
nachdem sein Flugzeug eine
Woche zuvor wegen Rauchent-
wicklung an Bord hatte notlan-
den müssen. Recherchen zeigen
nun, dass bei der Untersuchung
der österreichischen Behörden
danach Fehler passiert sind. Eine
Wiener Anwaltskanzlei erhebt
sogardenVerdacht aufmutmass-
liche Korruption und Behinde-
rung der Justiz. (kst) Seite 3

Swiss-Notlandung:
Schwere Vorwürfe
an die Behörden

Vorstoss DerVerein Schule ohne
Selektion strebt dieAbschaffung
der Sekundarstufen A, B und C
in Zürich und Bern an. Die Ini-
tiative zielt darauf ab, eine
gleichberechtigtere Bildungs-
landschaft zu schaffen und die
stigmatisierende Unterschei-
dung zwischen den Schultypen
aufzuheben. Die Bildungsfach-
verbände äussern sich zurück-
haltend positiv bis sehr skep-
tisch. Die Umsetzung dieser
Reform könnte weitreichende
Folgen für die zukünftige Schul-
bildung haben. (red) Seite 21

Verein schlägt
Abschaffung der
Sekundarstufen vor

Parlamentswahl
inKosovo
DieDiaspora in
der Schweiz könnte
eine entscheidende
Rolle spielen.
Seite 7

Übergriffe in
GenferSpital
EineUntersuchung
deckt gravierende
Fälle von sexueller
Belästigungauf.
Seite 42

GegenRöstis
Sparhammer
EineAllianz inder
Westschweiz fordert
denErhaltwichtiger
ÖV-Ausbauprojekte.
Seite 2

AttraktiveZürcher
Immobilien
Trotz tiefer Zinsen
werdeweiterhin
zuwenig gebaut,
sagt ZKB-Chef
Urs Baumann.
Seite 23

«Martin ist der Punk,
ich räume hinter ihm her»

«Mehr
Gleichheit ist
einGrundpfeiler
derDemokratie.»
Sebastian Klein
Der Ex-Multimillionär und
Gründer der Bücher-App
Blinkist warnt vor den Gefahren
von Reichtum. Seite 20

Interview
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Zürich

Naomi Jones

Ab dem Februar stellt sich für die
Sechstklässlerinnen und Sechst-
klässler, die nicht ins Gymnasium
wollen, eine erste Laufbahn-Wei-
che: der Entscheid für Sekundar-
schule A oder B (und teilweise C).
Obwohl Lehrpersonen,Bildungs-
fachleute und oft auch die Eltern
betonen, dass beide Wege gleich
wertvoll seien,wissen diemeisten
Kinder, wo sie hinwollen: in die
SekA. In die Sek B geht in der Re-
gel nur,wer es nicht geschafft hat.

Das möchte der Verein Schu-
le ohne Selektion (VSOS) ändern
und hat deshalb gestern in den
Kantonen Bern und Zürich eine
entsprechende Initiative lanciert.
Die Sekundarschule I, also die
Oberstufe ab der siebten Klasse,
solle wie die Primarschule ohne
die heutige Gliederung in Sek A,
B und teilweise C geführtwerden.

Ist die Einteilung in
Sek A oder B Zufall?
Ob ein Kind in die Sekundarschu-
le A oder B eingeteilt werde, hän-
ge nicht in erster Linie von sei-
nen Fähigkeiten, sondern von ei-
nerMomentaufnahme ab, sagt die
VSOS-Präsidentin und ehemalige
BernerGrossrätin Barbara Streit-
Stettler (EVP).UnddieseMoment-
aufnahme werde von vielen Fak-
toren beeinflusst, etwa derBezie-
hung des Kindes zur urteilenden
Lehrperson, seinem sozialenUm-
feld oder seiner Gesundheit. Es
gebe nur wenige Kinder, die ein-
deutig in die SekAoder in die Sek
B gehörten, sagt die ausgebildete
Lehrerin. «Bei vielen Kindern ist
es Zufall, wo sie landen.»

Deshalb sei esmit elf bis zwölf
Jahren zu früh, schon eineWeiche
fürdie Berufswahl zu stellen, sagt
sie.Es sei besser, bis zumEndeder
Schulzeit herauszufinden,welche
Fähigkeit ein Kind habe, als ihm
schon früh «einen Stempel auf-
zudrücken».

Die Initiative lässt offen, wie
das Anliegen umgesetzt werden
soll. Denn gemäss Streit will sie
weder aufNoten oder andere For-
men «kompetenzorientierter Be-
urteilung» noch auf eine Empfeh-

lung am Ende der Schulzeit ver-
zichten. Streit verweist auf das
Schulmodell im Tessin.

Dort beginnt die vierjährige
Oberstufe bereits ab der sechs-

ten Klasse.Die Schüler und Schü-
lerinnenwerden aber erst ab der
achten Klasse und nur in den Fä-
chern Mathematik und Deutsch
in unterschiedlichenNiveaus un-
terrichtet.Nebst einem gewissen
Notendurchschnitt spielen bei
dieser Einteilung die Einschät-
zung der Lehrpersonen sowie die
Wünsche von Eltern und Jugend-
lichen ebenfalls eine Rolle.

Die Bildungsfachverbände
äussern sich zurückhaltend po-
sitiv bis sehr skeptisch. Lena
Fleisch, die Präsidentin des Zür-
cherLehrerinnen- und Lehrerver-
bands (ZLV), sieht einen Trend,

«die Selektion infrage zu stel-
len». Der ZLV sei aber noch nicht
so weit, um sich in dieser Frage
zu positionieren.

«Längerfristig von
der Selektion wegkommen»
Auch der Verband Schulleiterin-
nen und Schulleiter des Kantons
Zürich braucht laut Präsidentin
Sarah Knüsel noch Zeit, ehe die
Mitglieder über die Initiative ent-
scheiden.Es gebe imVerband kla-
re Befürworter. Zumal Studien-
resultate darauf hindeuteten,dass
die Selektion zu früh erfolge. Es
gebe aber ebenso erklärte Geg-

ner, sagt Knüsel. Bereits ein Ur-
teil gefällt hat der Verband der
bernischen Schulleitungen. Er
unterstützt die Initiative nicht,
obwohl Co-Präsident Niels Lang
dasAnliegen befürwortet. «Auch
wir möchten längerfristig von
der Selektionwegkommen», sagt
er. Doch habe die Schule gera-
de andere «Baustellen»: Stich-
wort Lehrpersonenmangel, gros-
se Klassen und Integration.Nein
zur Initiative sagt auch der Be-
rufsverband Bildung Bern.

Ebenfalls skeptisch ist Dani
Kachel, derPräsident von Sek ZH,
der Vereinigung der Sekundar-

lehrkräfte des Kantons Zürich.
Der Initiative des Vereins Volks-
schule ohne Selektion räumt er
wenig Chancen ein – sowohl bei
den Seklehrern im Kanton als
auch beimVolk. «Mit derAbschaf-
fung der Selektionwird lediglich
ein einzelner Aspekt herausge-
griffen.DasVorherund dasNach-
her werden ausser Acht gelas-
sen.» Die Zürcher Seklehrer sei-
en offen fürVerbesserungen, sagt
Kachel. «Wer eine grosse Reform
will, muss aber auch Schul- und
Berufsverbände einbeziehen.»

Mitarbeit: Nikolas Lütjens

Sek A, B oder C? Ein Vereinwill die
unterschiedlichen Schulstufen abschaffen
Initiative in Zürich und Bern Die Einstufung in Leistungsniveaus erfolge zu früh, findet der Verein Schule ohne Selektion.
Der Präsident der Zürcher Sekundarlehrer hält den Vorstoss für undurchdacht.

«Bei vielen Kindern ist es Zufall wo sie landen»: Barbara Streit-Stettler, hier vor dem Berner Schulhaus Laubegg, will die Selektion in der Volksschule abschaffen. Foto: Nicole Philipp

Die Fachverbände
äussern sich
zurückhaltend
positiv bis
sehr skeptisch.

Der Zürcher Regierungsrat posi-
tioniert sich zur Sterbehilfe. Er
lehnt dieVolksinitiative «Selbst-
bestimmung am Lebensende
auch in Alters- und Pflegehei-
men» ab und legt einen Gegen-
vorschlag vor,wie er gesternmit-
teilt. Die Initianten wollen mit
der Volksinitiative die geltende
Sterbehilfe im Kanton Zürich
ausdehnen.

Seit Juli 2023 können Bewoh-
nendevonAlters- und Pflegehei-
men auf eigene Kosten Sterbehil-
fe beanspruchen. Voraussetzung
ist, dass die Institution von einer
ZürcherGemeinde betrieben oder
beauftragt ist. Die Initiative will
nun aber, dass die Praxis künftig
auch in privaten Heimen, Spitä-
lern,Hausarztpraxen,Tagesklini-
ken, psychiatrischen und ambu-

lanten Einrichtungen und Straf-
anstalten möglich wird.

Irreführender Titel
Aus Sicht von Gesundheitsdirek-
torin Natalie Rickli (SVP) ist der
Titel der Initiative irreführend.
«Es geht den Initiantinnen und
Initianten um weit mehr als um
die Ausdehnung auf die privaten
Heime», sagt sie. Deshalb habe
derRegierungsrat den Gegenvor-
schlag erarbeitet, der auch Ster-
behilfe in privatenHeimen dulde.
«Damit kommenwir demHaupt-
anliegen des Initiativkomitees
entgegen», sagt Rickli.

So würden rund achtzig Insti-
tutionen ohne Leistungsverein-
barung mit einer Gemeinde, also
private Heime, dazu verpflichtet,
Freitodbegleitungen zu erlauben.

Gut zwanzig von ihnen dürfte das
unter Druck setzen. Sie sind aus
religiösenGründen gegen Sterbe-
hilfe in den eigenenRäumlichkei-
ten. Rickli ist sich bewusst, dass
Sterbehilfe auch in anderen Ins-
titutionen ein «sensiblesThema»
ist. Dennoch vertritt sie eine kla-
reHaltung gegen dieAusdehnung
über die privaten Heime hinaus.

Sterbehilfe in Spitälern, psy-
chiatrischen Einrichtungen so-
wie Strafanstalten widerspricht
aus ihrerSicht demGrundauftrag
dieser Institutionen. Ihr Zweck
sei in erster Linie die Erhaltung
und Wiederherstellung der Ge-
sundheit, nicht die Verkürzung
des Lebens.

Das Initiativkomitee stellt sich
auf den Standpunkt, dass es sehr
wohl Patientinnen und Patienten

gebe, die vor dem Lebensende in
Spitalpflege seien und deshalb
auch in dieser Umgebungmit as-
sistiertem Suizid aus dem Leben
scheiden möchten.

Demhält Rickli entgegen, dass
dies nur eine Minderheit der Pa-
tientinnen und Patienten betref-
fe und deshalb der kurative Cha-
rakter von Spitälern überwiege.
Menschen in Spitalpflege am Le-
bensende könnten zudem eine
Palliativbehandlung inAnspruch
nehmen. Sie zielt auf Symptom-
behandlung und Schmerzlinde-
rung ab, verkürzt aber das Leben
nicht aktiv.

Psychiatrische Einrichtungen
sowie Strafanstalten haben eine
Schutzpflicht von Leben und Ge-
sundheit.Aus Sicht vonRickli ver-
letzt die Sterbehilfe diese. Und

Justizvollzugseinrichtungen sei-
en erst recht keine Institutionen,
in denen sichmehrheitlich Perso-
nen am Lebensende aufhielten.

Darüberhinaus hätte eineAus-
dehnung der Sterbehilfe auch ei-
nen bürokratischen und logisti-
schen Aufwand zur Folge. So
müssten imFall derAnnahme alle
3500Arztpraxen imKanton einen
Raum für Sterbehilfe anbieten,
wasviel Bürokratie undhoheKos-
ten zur Folge hätte.

Politiker aller Couleur
Die Initiative haben die Sterbehil-
feorganisationen Exit und Digni-
tas lanciert. Siewurde Ende 2023
mit knapp 13’000 Unterschriften
eingereicht. Im Initiativkomitee
sitzen Politikerinnen und Politi-
ker aller Couleur, aber auch pro-

minente Personen wie Theater-
unternehmer Viktor Giaccobo.

Exit und Dignitas reagierten
mit dem Volksbegehren auf den
knappen Kantonsratsentscheid
zur Änderung des Gesundheits-
gesetzes zur Sterbehilfe imOkto-
ber2022.Damals hatte derRatmit
81 zu 80 Stimmen bei einer Ent-
haltung einem Einzelantrag zu-
gestimmt, die Regelung nur für
Heime mit einem Leistungsauf-
trag der Gemeinde festzusetzen.

Die Freidenker der Regional-
gruppe Zürich sind mit dem Ent-
scheid des Regierungsrats zwar
einverstanden,dennoch ziehen sie
die Initiative vor. Die Ausnahme
der Ausdehnung für Spitäler und
den Justizvollzug sei nicht nötig.

Ev Manz

Dem Zürcher Regierungsrat geht die Sterbehilfe-Initiative zu weit
Zugang für alle Die Initiative von Dignitas und Exit will Sterbehilfe auf private Heime sowie Spitäler und Gefängnisse ausdehnen.
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Fabienne Sennhauser

Am Ende der Primarschulzeit
werden Kinder in Zürich in
verschiedene Leistungsniveaus
eingeteilt. Die einen wechseln
nach der 6. Klasse ans Gymna-
sium, die anderen in die Sek A
oder B – und in wenigen Ge-
meinden gar noch in die Sek C.

Ein Verein will diese Selektion
in der Volksschule nun abschaf-
fen und hat deshalb am Freitag
in den Kantonen Bern und
Zürich eine entsprechende
Initiative lanciert. Es sei besser,
bis zum Ende der Schulzeit
herauszufinden,welche Fähig-
keit ein Kind habe, als ihm
schon früh «einen Stempel
aufzudrücken», so die Initian-
ten. Das findet auch der Dach-
verband der Deutschweizer
Schulleitungen. Er hat die

Abschaffung der Leistungs-
niveaus in der Oberstufe zwecks
Chancengleichheit ebenfalls zur
Diskussion gestellt.

Wird das System so aber auto-
matisch gerechter, wenn die
guten Schülerinnen und Schü-
ler während der gesamten
Unterrichtszeit von schwäche-
ren gebremst werden? Und was
geschieht mit den schwächeren
Jugendlichen, wenn die Er-
folgserlebnisse ausbleiben, weil
sie mit den Klassenkameraden
nicht mithalten können?

Früher oder später braucht es
eine Standortbestimmung: Auf
eine Leistungsbeurteilung kann
die Schule nämlich nicht ver-
zichten. Denn sie ist der Ort, wo
die Jugendlichen auf den er-
folgreichen Eintritt in unsere
Leistungsgesellschaft vorberei-

tet werden sollen. Anders
gesagt: Es ist ein zentrales Ziel
der Schule, die Jugendlichen für
ihren individuellen Bildungs-
weg zu rüsten – sei dies für eine
Lehre oder für das Gymnasium.
Nicht alle müssen dieselben
Ziele erreichen. Der Leistungs-
druck auf die Jugendlichen
würde mit der Nivellierung der
Sekundarstufe nicht abneh-
men. Denn es ist zu erwarten,
dass die Schülerinnen und
Schüler ohne klare Stufenzu-
teilung umso mehr an ihren
Noten gemessen werden –
insbesondere von zukünftigen
Ausbildungsbetrieben. Noten
sind allerdings ebenfalls höchst
umstritten.

Mit der Abschaffung der
Sekundarstufe würde also
keine Lösung, sondern nur ein
neues Dilemma geschaffen.

UmSelektion kommtdie Schule nicht herum
Keine unterschiedlichen Oberstufen mehr, fordert eine Initiative.
Doch früher oder später braucht es eine Standortbestimmung.

Widmers Woche

Nach nur drei Wochen unter
Donald Trump macht sich in
den USA ein Gefühl der Ohn-
macht breit. Der neue Macht-
haber imWeissen Haus geht
mit genau jenem Tempo und
jener Entschlossenheit vor,
die er imWahlkampf ständig
versprochen hatte, die ihm aber
viele nicht zugetraut hatten.

Beispielhaft ist, wie er seinen
wichtigsten Berater, Elon Musk,
die Bundesverwaltung um-
krempeln lässt. Erwies dem
milliardenschweren Unterneh-
mer die prächtige Bürosuite
zu, in der bis zum Zweiten
Weltkrieg der Kriegsminister
waltete.

Musk erzählt herum, dass er
dort übernachte, wie er das bei
seinen Unternehmen Tesla und
X zu tun pflegt. Er versetzt sich
dann in den «Demon Mode»,
laut Slang-Wörterbuch ein
«aggressiver Geisteszustand
mit Tunnelblick».Wie ein
Besessener schickt Musk seine
Untergebenen in ein Ministeri-
um nach dem anderen. Trump
hebelt alle geordneten Abläufe
und Sicherungen aus, um ihnen
Zugang zu allem zu verschaf-
fen: zu sensiblen Daten über
Millionen von Amerikanern, zur
Flugsicherung, zum Zahlungs-
system der Vereinigten Staaten.

Die Regeln und Prozesse in
einer Bürokratie sind aber kein
Selbstzweck. Sie garantieren,
dass die ausführende Staatsge-
walt sich an die Gesetze hält,
die das Parlament als Vertre-
tung der Stimmberechtigten
beschlossen hat – im Namen
und zum Schutz der Rechte der
Bevölkerung. Diese Rechtsord-
nung höhlt der Präsident
gerade systematisch aus. Er
übergeht den Kongress und
Gesetze, die ihm nicht in den
Kram passen, obwohl er seinen
Eid auf die Verfassung noch
im Ohr haben müsste, der ihn
zur Pflege des Rechtsstaats
verpflichtet.

Für sämtliche Kabinettsposten
hat er Loyalisten nominiert.
Genauwie ihr Chef sind sie dem
Rechtsstaat verpflichtet. Aber
Trump hat deutlich signalisiert,
dass er sie im Zweifelsfall
einfach mit einer Begnadigung
in Schutz nehmenwürde. Mit
einer Flut von juristisch um-
strittenen Dekreten pflügen er

und seine Minister sämtliche
Bereiche um, in denen die
Bundesbehörden tätig sind.
Eine kleine Auswahl: Er fror
staatliche Zahlungen in Milliar-
denhöhe ein, entliess Gewalttä-
ter aus dem Gefängnis, stoppte
einen Grossteil der Entwick-
lungszusammenarbeit, feuerte
Zehntausende Angestellte und
ordnete Ermittlungen gegen
Tausende von Staatsanwälten
und Polizisten an. Das ist keine
Modernisierung einer reform-
bedürftigen Bürokratie, sondern
deren Demontage, zum Nachteil
der Schwächsten in der Gesell-
schaft, die auf staatliche Dienst-
leistungen angewiesen sind.

In der Aussenpolitik ist Trump
ähnlich brachial unterwegs.
Er riss beinahe einen Handels-
krieg mit den Nachbarn Mexiko
und Kanada vom Zaun, drohte
Europa damit, erhöhte die
Strafzölle gegen China und
schlug vor, die Palästinenser
aus dem Gazastreifen zu ver-
treiben.

Es ist dieselbe Taktik wie im
eigenen Land: Alle werden
überrumpelt und überwältigt,
Entgegenkommen feiert er als
grosse Erfolge. Dabei wären
Einigungen auch mit vertrau-
ensbasierter, partnerschaftli-
cher Diplomatie möglich.

Stattdessen schwächt Trump
die Bündnisse der USA und
untergräbt ihre Soft Power.
China kann sich freuen.

Die Gründerväter der USA
wollten, dass Parlament und
Gerichte die Regierung in
Schach halten. Als sie sich von
der britischen Krone lossagten,
sahen sie die Gefahr voraus,
dass früher oder später ein
Präsident versuchen würde,
sich wie ein König zu gebärden.
Trump hat es verstanden, in
nur drei Wochen eine Macht-
fülle auf sich zu vereinen, die
weit über das übliche Ringen
zwischen den drei Gewalten

hinausgeht. Ob die Institutio-
nen Trump standhalten wer-
den, ist fraglich.

Das Parlament hat seine Rolle
als Gegengewicht einstweilen
aufgegeben. Selbst die umstrit-
tensten Kabinettsanwärter
werden einer nach dem ande-
ren vom Senat bestätigt. Die
wenigen kritischen Republika-
ner setzt Trump unter Druck,
bis sie spuren – via soziale
Netzwerke und mit der Dro-
hung, sie mit Gegenkandidaten
aus dem Amt zu fegen. Allen-
falls werden die Republikaner
im Kongress etwas Eigenstän-
digkeit beweisen, wenn im
März Finanzbeschlüsse anste-
hen. Sicher ist es nicht.

NamhaftenWiderstand leisten
Trump nur noch die Gerichte,
die mehrere seiner Dekrete
ausgesetzt haben. Schwer
abschätzen lässt sich aller-
dings, wohin diese Auseinan-
dersetzungen führen werden.
Trump kann auf die Gunst
des Obersten Gerichts hoffen,
während der langwierigen
Verfahren schafft er längst
Fakten.

Die Demokraten fielen in den
erstenWochen in eine Schock-
starre. Doch langsam scheinen
nun die politische und die
zivile Opposition zu erwachen,
bisher beschränkt auf eine
kleine Minderheit. Massende-
monstrationen wie 2016 gibt es
bisher keine, die grosse Mehr-
heit schaut ohnmächtig zu.

Und mindestens ein Teil von
Trumps Gefolgschaft ist, befeu-
ert von einer Flut von Desinfor-
mation in den sozialen Medien,
selbst im «Demon Mode».

Trump höhlt den Rechtsstaat systematisch aus
Mithilfe von Elon Musk im «DemonMode» demontiert der US-Präsident die Rechtsordnung. Der Widerstand erwacht nur langsam.

Die Demokraten
fielen in den
erstenWochen in
eine Schockstarre.

Mit einer Flut von Dekreten pflügen Donald Trump und seine Minister sämtliche Bereiche um, in denen die Bundesbehörden tätig sind. Foto: AFP

Leitartikel

Fabian Fellmann
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